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EINE GUTE WÄRMEPLANUNG FÜR KLIMANEUTRALE  
WÄRMEVERSORGUNG BIS 2035  
 

Deutschland soll bis 2045 klimaneutral sein, daher gilt auch für die Wärmeversorgung eine Klimaneut-
ralität bis 2045. In der Wärmeversorgung gibt es zwei große Versorgungsarten: Die dezentrale Ver-
sorgung (typischerweise Öl-, Gas-, Biomasseheizung oder Wärmepumpe zu Hause) oder die leitungs-
gebundene Versorgung, also Fern- oder Nahwärme. Beide Versorgungsarten müssen dementspre-
chend klimaneutral werden. Am Ende steht die klimaneutrale Wärmeversorgung in jeder Stadt.  

 

Abbildung 1 Von der Planung bis zur klimaneutralen Versorgung 

Im Zentrum der Wärmeplanung liegt die Ausweisung von Wärmeversorgungsgebieten. In diesen 
Gebieten wird aufgezeigt, welche jeweilige Wärmeversorgungsart sich besonders eignet und welche 
Art konkret realisiert werden könnte. Dazu wird laut Bundesgesetz ein 7-Schritte-Verfahren vorgege-
ben (s. Graphik I, S. 3). Nach den sieben Schritten geht es noch weiter: Die Fortschritte müssen gemo-
nitort und die Aktivitäten fortgeschrieben werden. Die Kommune sollte fortlaufend über den Prozess 
der Wärmeplanung informieren und Anmerkungen aufgreifen.  

Was für eine Rolle spielen Wärmenetze? 

Wärmenetze können gerade in dicht besiedelten, städtischen Gebieten oft effizient und 
leichter zu realisieren sein als individuelle Lösungen (z.B. wegen fehlendem Platz und 

Strom für Einzellösungen wie Wärmepumpen in jedem Haushalt). Bei gegebenen Wärmebedarfs-
dichten, d.h. hohem Wärmebedarf pro Fläche bei dichter Bebauung in Zentren, ist ein deutlicher 
Ausbau der Wärmenetze daher sinnvoll. Derzeit werden im Schnitt 14 % der Wohnungen mit Wärme 
aus Wärmenetzen versorgt, Tendenz steigend. Die Bundesregierung plant eine Verdreifachung der 
Anschlüsse.  

 

 

 

https://api.kww-halle.de/fileadmin/user_upload/Factsheet_KWP-Prozess.pdf


 

 Seite 2 von 6 

Der Wärmeplanungs-Prozess 

Alle Kommunen müssen eine kommunale Wärmeplanung vorlegen: 

→ Kommunen > 100.000 Einwohner:innen bis Juli 2026 
→ Kommunen < 100.000 Einwohner:innen bis Juli 2028 
→ Kleinen Kommunen (< 10.000 Einwohner:innen) und Kommunen mit Teilräumen, die für Wär-

menetze ungeeignet sind, wird ein vereinfachtes Verfahren ermöglicht (in welchen Punkten 
das Verfahren erleichtert wird, entscheiden in Zukunft die Länder).  

In einzelnen Bundesländern gelten aus vorherigen Landesgesetzen zur Wärmeplanung bereits an-
dere (kürzere) Fristen und leicht veränderte Anforderungen, z.B. in Baden-Württemberg. Das Wär-
meplanungsgesetz verpflichtet zunächst die Länder zur Erstellung einer Wärmeplanung, diese ge-
ben die Pflicht dann an die Kommunen weiter. Solange das Wärmeplanungsgesetz des Bundes nicht 
in Landesgesetze überführt wurde, gilt es noch nicht für die Kommunen.  

 

Abbildung 2 Gesetzliche Regelungen für Wärmeplanung und Wärmenetze 

Der Bund ist mit seinen Zielen viel zu spät dran, um ansatzweise den zugesagten deutschen Bei-
trag zum Pariser Klimaabkommen zu leisten. Daher sollten Kommunen entsprechend ihrer Klima-
schutzziele die Dekarbonisierung bis 2035 bzw. 2040 erreichen. 

Die Wärmeplanung ist ein kommunales bzw. städtisches Instrument und wird daher federführend 
von der Verwaltung durchgeführt. Kommunale Tochterunternehmen wie Stadtwerke bzw. Gas- und 
Wärmenetzbetreiber sind wichtige Partner, nicht immer decken sich jedoch deren privatwirtschaftli-
che Interessen mit den (Klimaschutz-)Interessen der Kommune, weswegen eine kommunale Autono-
mie bei der Planerstellung empfehlenswert ist.  

Dies betrifft zum Beispiel die Frage nach der Wärmeversorgung mit Wasserstoff, die i.d.R. nicht wirt-
schaftlich und unsicher (unklare Verfügbarkeit) sein wird. Demgegenüber steht potenziell das Interesse 
vieler lokaler Gasnetzbetreiber, die sich für eine Umrüstung der Gasnetze auf Wasserstoff zur Versor-
gung der Gebäudeheizungen stark machen. Diese Plänen muss und darf die Kommune dann ablehnen.  

  

https://api.kww-halle.de/fileadmin/user_upload/Factsheet_FAQ_Start_in_die_KWP.pdf
https://germanzero.de/presse/rechtsgutachten-kommunale-warmeplanung
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Gebietsausweisung und Wärmequellen 

Nicht nur zeitlich, auch inhaltlich brauchen wir höhere Ambitionen als das Bundesgesetz vorsieht. 
Dazu ist es hilfreich, ein paar Grundlagen der Wärmeversorgung zu kennen:  

Erst mit einem gesonderten kommunalen Beschluss zur Gebietsausweisung ganz am Ende des 
Prozesses der kommunalen Wärmeplanung zur gebäudescharfen Ausweisung als Gebiet zum Neu- 
oder Ausbau von Wärmenetzen oder als Wasserstoffnetzgebiet greift das Gebäudeenergiege-
setz (GEG) vorzeitig. Dann können in (künftigen) Wärmenetzgebieten und solchen mit dezentraler 
Wärmeversorgung nur noch Heizungen verbaut werden, die auf Basis von mindestens 65% erneu-
erbaren Energien funktionieren (v.a. Wärmepumpen). Sollte die Kommune diese Gebietsausweisung 
nicht bereits beschlossen haben greift das GEG ab dem 30.06.2026 (bzw. bei kleineren Kommunen 
2028). In den Gebieten, wo ein Wasserstoffnetz entstehen soll, dürfen weiterhin Gasheizungen ein-
gebaut werden, insofern sie vollständig auf die Verbrennung von Wasserstoff umrüstbar sind. Das 
ist ineffizient und bedeutet im Zweifel, dass bis 2045 noch fossiles Gas in den Heizungen verbrannt 
werden darf (s.o.). Deswegen ist die Ausweisung von Wasserstoffnetzgebieten grundsätzlich 
keine gute Idee. 

→ Zentral ist die Erschließung lokal verfügbarer, erneuerbarer und effizient nutzbarer Wär-
mequellen. Diese Potenziale gilt es vollumfänglich zu erschließen, bevor über andere Lö-
sungen nachgedacht wird (s. Graphik II).  

→ Andere Wärmeanwendungen sollten keine oder nur eine sehr untergeordnete Rolle spie-
len, darunter Wasserstoff, Biomasse und die Verbrennung von „unvermeidbarer Abwärme“ 
von meist fossilem Müll (s. Graphiken III und IV). 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.bmwsb.bund.de/SharedDocs/topthemen/Webs/BMWSB/DE/GEG/GEG-Top-Thema-Artikel.html;jsessionid=9876393C2388F44894A31210DE651BF4.live861
https://www.bmwsb.bund.de/SharedDocs/topthemen/Webs/BMWSB/DE/GEG/GEG-Top-Thema-Artikel.html;jsessionid=9876393C2388F44894A31210DE651BF4.live861
https://www.bmwsb.bund.de/SharedDocs/topthemen/Webs/BMWSB/DE/GEG/GEG-Top-Thema-Artikel.html;jsessionid=9876393C2388F44894A31210DE651BF4.live861
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Disclaimer: Wir geben euch eine qualitative Einschätzung für jeden der vier Indikatoren über die jeweilige Wärmeanwendung. Letztendlich lassen sich 
in vielen Fällen keine endgültigen Einschätzungen im Vorhinein geben, die Einschätzung sind daher als Gesprächsgrundlage und zum fachlichen Nach-
fragen gedacht. Auch ist die Wärmenutzung natürlich stark abhängig von den lokalen Potenzialen, das betrifft z.B. die Nutzung von Gewässer-Wärme 
oder Tiefen-Geothermie. Die Einschätzungen zu den Kosten betrachten lediglich die Technologie-Kosten, basierend auf dem Technikkatalog der KEA-
BW und ergänzenden eigenen Berechnungen. 

https://www.kea-bw.de/waermewende/wissensportal/kommunale-waermeplanung/einfuehrung-in-den-technikkatalog
https://www.kea-bw.de/waermewende/wissensportal/kommunale-waermeplanung/einfuehrung-in-den-technikkatalog

